Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3450 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 

der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur 
in entwicklungsbedürftigen Gebieten 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Zielsetzung 

(1) Gemäß der raumordnungspolitischen Ziel- 
setzung, in Gebieten, in denen die Lebensbedingun- 
gen in ihrer Gesamtheit im Verhältnis zum Bundes- 
durchschnitt wesentlich zurückgeblieben sind, die 
allgemeinen wirtschaftlichen und sozialen Verhält- 
nisse zu verbessern (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 des Raum- 
ordnungsgesetzes vom 8. April 1965, Bundes- 
gesetzbl. I S. 306), wird für die Errichtung, Erweite- 
rung, Rationalisierung, Modernisierung und Anpas- 
sung von Gewerbebetrieben in diesen Gebieten eine 
Investitionszulage nach Maßgabe der §§ 2 und 3 
gewährt. 

(2) Die Investitionszulage soll dazu dienen, 

a) die bestehenden Standortnachteile auszugleichen, 

b) durch Förderung der Errichtung, Erweiterung, 
Rationalisierung, Modernisierung und Anpassung 
von Gewerbebetrieben sichere und dauerhafte 
Arbeitsplätze für Arbeitskräfte zu schaffen, die 
infolge von gesamtwirtschaftlichen Anpassungs- 
prozessen aus ihrem ursprünglichen Beruf frei- 
gesetzt wurden oder künftig freigesetzt werden, 

c) vorhandene Dauerarbeitsplätze zu sichern und 

d) eine ausgewogene Wirtschafts- und Sozial- 
struktur in diesen Gebieten zu schaffen. 

(3) Die Verpflichtung des Bundes zur Förderung 
des Zonenrandgebietes bleibt unberührt. 


§ 2 

Voraussetzungen für die Gewährung der Investi- 
tionszulage im Zonenrandgebiet, in den Bundesaiis- 
baugebieten und Bundesausbauorten 

(1) Unternehmer im Sinne des § 2 des Umsatz- 
steuergesetzes, die den Gewinn auf Grund ordnungs- 
mäßiger Buchführung nach § 5 des Einkommensteuer- 
gesetzes ermitteln und im Zonenrandgebiet, in den 
Bundesausbaugebieten oder den Bundesausbauorten 
nach dem 15. September 1968 einen Betrieb (Be- 
triebsstätte) errichten, erweitern, rationalisieren, 
modernisieren oder anpassen, können für die im 
Zusammenhang mit der Errichtung, Erweiterung, 
Rationalisierung, Modernisierung oder Anpassung 
von Betrieben (Betriebsstätten) angeschafften oder 
hergestellten abnutzbaren Wirtschaftsgüter des An- 
lagevermögens eine Investitionszulage erhalten. Die 
Investitionszulage beträgt zehn, im Zonenrandgebiet 
fünfzehn vom Hundert der Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten der im Wirtschaftsjahr angeschaff- 
ten oder hergestellten Wirtschaftsgüter. 

(2) Absatz 1 ist nur anzuwenden, wenn die zu- 
ständige oberste Landesbehörde oder die von ihr 
bestimmte Stelle bescheinigt hat, daß 

1. die Errichtung, Erweiterung, Rationalisie- 
rung, Modernisierung oder Anpassung des 
Betriebes (der Betriebsstätte) geeignet ist, 
die Wirtschaftsstruktur zu verbessern, 
volkswirtschaftlich besonders förderungs- 
würdig ist, den Grundsätzen der Raum- 
ordnung und Landesplanung entspricht 
und 

a) im Falle der Erweiterung des Betriebes 
(Betriebsstätte) zusätzliche Arbeits- 
plätze in angemessenem Umfang ge- 
schaffen werden, 
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b) im Falle der Rationalisierung, Moder- 
nisierung, Umstellung oder Anpassung 
der Fortbestand des Betriebes (der Be- 
triebsstätte) und damit dort bestehen- 
der Dauerarbeitsplätze gesichert wer- 
den; 

2. die Errichtung oder Erweiterung der Be- 
triebsstätte nicht im Zusammenhang mit 
einer Betriebsverlagerung aus Berlin 
(West), dem Zonenrandgebiet, den Bundes- 
ausbaugebieten oder Bundesausbauorten 
steht. 

Die Bescheinigung ist nur für Vorhaben zu 
erteilen, die nach Lage, Art und Umfang hin- 
reichend bestimmt sind. Sie kann zur Siche- 
rung der Zielsetzung mit Auflagen verbunden 
werden. 

(3) Bei der Bemessung der Investitionszulage 
dürfen nur berücksichtigt werden 

1. die Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
von neuen abnutzbaren beweglichen Wirt- 
schaftsgütern des Anlagevermögens, die 
nicht zu den geringwertigen Wirtschafts- 
gütern im Sinne des § 6 Abs. 2 des Ein- 
kommensteuergesetzes gehören und min- 
destens drei Jahre nach ihrer Anschaffung 
oder Herstellung in der Betriebsstätte ver- 
bleiben, 

2. die Herstellungskosten von unbeweg- 
lichen Wirtschaftsgütern des Anlage- 
vermögens, die im Zonenrandgebiet oder 
in den Bundesausbaugebieten errichtet 
werden. 

(4) Die Investitionszulage wird auf Antrag nach 
Ablauf des Kalenderjahrs, in dem das Wirtschafts- 
jahr der Anschaffung oder Herstellung der Wirt- 
schaftsgüter endet, durch das für den Antragsteller 
für die Besteuerung nach dem Einkommen zustän- 
dige Finanzamt aus den Einnahmen an Einkommen- 
steuer oder Körperschaftsteuer gewährt. Personen- 
gesellschaften wird die Investitionszulage von dem 
Finanzamt gewährt, das für die einheitliche und ge- 
sonderte Feststellung der Einkünfte zuständig ist. 
Der Antrag auf Gewährung der Investitionszulage 
kann nur innerhalb von drei Monaten nach Ablauf 
des Kalenderjahres gestellt werden. 

(5) Das Finanzamt setzt die Investitionszulage 
durch schriftlichen Bescheid fest. Die Investitions- 
zulage ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
des Bescheids fällig. 

(6) Wird nach der Auszahlung der Investitions- 
zulage festgestellt, daß die Voraussetzungen für 
ihre Gewährung nicht oder nur zum Teil Vorgelegen 
haben, so ist die Investitionszulage insoweit zu- 
rückzuzahlen, als sie zu Unrecht gewährt worden 
ist. Das gleiche gilt, wenn Wirtschaftsgüter, deren 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten bei der Be- 
messung der Investitionszulage berücksichtigt wor- 
den sind, nicht mindestens drei Jahre seit ihrer An- 
schaffung oder Herstellung in der Betriebsstätte ver- 
blieben sind. Das Finanzamt fordert den Betrag 


durch schriftlichen Bescheid zurück. Der Anspruch 
auf Rückzahlung der Investitionszulage entsteht, 

1. wenn die Voraussetzungen für ihre Ge- 
währung nicht oder nur zum Teil Vor- 
gelegen haben, 

mit der Auszahlung der Investitionszulage 

2. wenn die bei ihrer Bemessung berück- 
sichtigten Wirtschaftsgüter nicht minde- 
stens drei Jahre seit ihrer Anschaffung 
oder Herstellung in der Betriebsstätte ver- 
blieben sind, 

mit dem Ausscheiden der Wirtschaftsgüter 
aus dieser Betriebsstätte. 

Der Anspruch auf Rückzahlung ist vom Zeitpunkt 
seiner Entstehung an nach § 5 des Steuersäumnis- 
gesetzes zu verzinsen. 

(7) Die Vorschriften des Ersten und Zweiten Teils 
der Reichsabgabenordnung, des Steueranpassungs- 
gesetzes und des Steuersäumnisgesetzes sind ent- 
sprechend anzuwenden. Der Anspruch auf Rück- 
zahlung der Investitionszulage verjährt in fünf 
Jahren. Gegen die Bescheide nach den Absätzen 
5 und 6 ist der Einspruch gegeben. 

(8) In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über 
die auf Grund dieses Gesetzes ergehenden Ver- 
waltungsakte der Finanzbehörden ist der Finanz- 
rechtsweg gegeben. 

(9) Die Investitionszulage gehört nicht zu den 
Einkünften im Sinne des Einkommensteuergesetzes. 
Sie mindert nicht die steuerlichen Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten. 

§ 3 

Gewährung der Investiüonszulage bei Errichtung, 
Erweiterung, Rationalisierung, Modernisierung oder 
Anpassung von Betriebsstätten außerhalb des Zo- 
nenrandgebietes, der Bundesausbaugebiete und 
Bundesausbauorte 

(1) Unternehmer im Sinne des § 2 des Umsatz- 
steuergesetzes, die den Gewinn auf Grund ord- 
nungsgemäßer Buchführung nach § 5 des Einkom- 
mensteuergesetzes ermitteln und in einem Gebiet 
im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Raumordnungs- 
gesetzes außerhalb des Zonenrandgebiets, der 
Bundesausbaugebiete und Bundesausbauorte einen 
Betrieb (Betriebsstätte) errichten, erweitern, ratio- 
nalisieren, modernisieren oder anpassen, können für 
die nach dem 15. September 1968 im Zusammenhang 
mit diesen Maßnahmen angeschafften oder herge- 
stellten abnutzbaren Wirtschaftsgüter des Anlage- 
vermögens eine Investitionszulage bei Vorliegen der 
besonderen Voraussetzungen des Absatzes 2 erhal- 
ten. Die Investitionszulage beträgt zehn vom Hun- 
dert der Anschaffungs- oder Herstellungskosten der 
im Wirtschaftsjahr angeschafften oder hergestellten 
Wirtschaftsgüter. 

(2) Die Investitionszulage nach Absatz 1 darf nur 
gewährt werden, wenn die zuständige oberste 
Landesbehörde im Benehmen mit dem Bundes- 
minister für Wirtschaft bescheinigt hat, daß 
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1. die Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 Nr. 1 
und 2 gegeben sind, 

2. die Betriebsstätte in einem Gebiet im 
Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 3 des Raum- 
ordnungsgesetzes errichtet oder erweitert 
werden soll, 

3. im Einzugsbereich des Ortes eine größere 
Zahl unzureichend beschäftigter Arbeits- 
kräfte ansässig ist oder infolge des An- 
passungsprozesses in der Landwirtschaft 
die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze 
an diesem Ort dringend geboten ist. 

(3) § 2 Abs. 3 bis 9 gelten entsprechend. 


§ 4 

Anwendung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 

§ 5 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Berlin, den 31. Oktober 1968 


Dr. Barzel 

Stücklen und Fraktion 


3 



